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Revision Lärmschutz-Verordnung (LSV) 
Stellungnahme der KZPV 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Sie haben uns zur Stellungnahme zu oben genanntem Geschäft eingeladen. Für die Mög-
lichkeit zur Mitwirkung möchten wir uns bedanken.  
 
1. Ausgangslage 
 
Am 27. September 2024 beschloss das Parlament eine Änderung des Umweltschutzgeset-
zes. Die Bestimmungen zum Lärmschutz in Artikel 22 und 24 des revidierten Umweltschutz-
gesetzes (USG) haben zum Ziel, die Koordination von Lärmbekämpfung und Raumentwick-
lung zu verbessern.  

Das revidierte Gesetz präzisiert mit Artikel 22 die lärmschutzrechtlichen Kriterien für Baube-
willigungen in lärmbelasteten Gebieten, um die Rechtssicherheit im Vollzug zu erhöhen. 
Gleichzeitig erleichtert es die Umsetzung von Bauprojekten in lärmbelasteten Gebieten, was 
die raumplanerisch gewünschte Innenentwicklung unterstützt. 

Bei der Planung von zusätzlichem Wohnraum sieht Artikel 24 USG vor, dass Freiräume für 
die Erholung und Massnahmen zur Verbesserung der akustischen Wohnqualität vorzuse-
hen sind.  

Die Revision der Lärmschutz-Verordnung (LSV) soll die Umsetzung der neuen Regelungen 
unterstützen, Widersprüche beseitigen und die lärmschutzrechtlichen Anforderungen an die 
Erschliessung ablösen. 
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2. Stossrichtung Umweltschutzgesetz (USG) 
 
Die zum Teil kontrovers diskutierten Änderungen zum Lärmschutz sind in der Revision des 
USG enthalten. Der Lärmschutz soll – unter anderem aufgrund zahlreicher Rechtsmittelver-
fahren gegen Baubewilligungen im urbanen Raum – erheblich gelockert werden. 
 
a) Art. 22 USG: Baubewilligungen in lärmbelasteten Gebieten 
 
Das USG verweist in Art. 22 Abs. 1 auf die Verhältnismässigkeit («Baubewilligungen für die 
Erstellung und die wesentliche Änderung von Gebäuden, die dem längeren Aufenthalt von 
Personen dienen, werden unter Vorbehalt von Absatz 2 nur erteilt, wenn die Immissions-
grenzwerte eingehalten werden können, soweit dies verhältnismässig ist.»). Es ist allerdings 
fraglich, wie diese Prüfung vorgenommen werden wird, insbesondere da explizit keine Inte-
ressenabwägung und keine kantonale Zustimmung mehr erforderlich ist. 
 
In Art. 22 Abs. 2 USG sind drei Optionen vorgegeben, von denen in jeder Wohneinheit eine 
zu erfüllen ist, damit eine Baubewilligung in lärmbelasteten Gebieten erteilt werden darf: 

- Es wird eine kontrollierte Wohnraumlüftung installiert, und es ist ein Kühlsystem vor-
handen oder mindestens ein lärmempfindlicher Raum mit einem Fenster, bei dem die 
Immissionsgrenzwerte (nachfolgend: IGW) eingehalten sind. 

- Mindestens die Hälfte der lärmempfindlichen Räume verfügt über ein Fenster, bei dem 
die IGW eingehalten sind. 

- Mindestens ein lärmempfindlicher Raum verfügt über ein Fenster, bei dem die IGW ein-
gehalten sind, zudem steht ein privat nutzbarer Aussenraum zur Verfügung, bei dem 
die IGW eingehalten sind. 

 
Von den drei genannten Optionen kommt die zweite der bis vor ein paar Jahren erfolgreich 
praktizierten «Zürcher Lüftungsfensterpraxis» am nächsten und erfüllt die Ziele einer res-
sourcenschonenden Bauweise und einer guten Wohnqualität am besten. Die zuständigen 
Bewilligungsbehörden sollten dieser Option künftig klar den Vorrang geben.  
 
b) Art. 24 USG: Anforderungen an Bauzonen 
 
Bei Bauzonen wurde bisher zwischen der Ausscheidung neuer Bauzonen und der Er-
schliessung bestehender Bauzonen unterschieden. Bei beiden war grundsätzlich der Pla-
nungswert (PW) einzuhalten, wobei bei Erschliessungen für kleine Teile von Bauzonen Aus-
nahmen möglich waren. Bei Einzonungen ist weiterhin der Planungswert (PW) massge-
bend. Der Begriff der Erschliessung fällt allerdings weg, es heisst nun «… Änderungen von 
Nutzungsplänen, mit denen zusätzlicher Wohnraum geschaffen werden soll, …». Bei sol-
chen Änderungen ist neu der IGW massgebend. 
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Zudem sind Ausnahmen bei Einzonungen und Änderungen von Nutzungsplänen gemäss 
Art. 24 Abs. 3 USG möglich, wenn: 

a.  daran ein überwiegendes Interesse zur Siedlungsentwicklung nach innen besteht, 

b.  innerhalb der Bauzone oder in deren Nähe ein der Dichte und Nutzungsart der Zone 
entsprechender und für die betroffene Bevölkerung zugänglicher Freiraum vorhanden 
ist, welcher der Erholung dient und 

c.  Massnahmen, insbesondere bei Strassenverkehrsanlagen sowie bei Gebäuden und 
deren Umfeld, festgelegt werden, die in akustischer Hinsicht zu einer angemessenen 
Wohnqualität beitragen. 

 
Die drei Anforderungen sind kumulativ zu erfüllen. Trotzdem ist aus unserer Sicht lit. a sozu-
sagen zentral: Wenn die überwiegenden Interessen an der Siedlungsentwicklung nach in-
nen nicht nachgewiesen werden, kann der Aufwand für die Nachweise nach lit. b und lit. c 
gespart werden. In der Botschaft zur USG-Revision sind jedoch keine entsprechenden klä-
renden bzw. präzisierenden Ausführungen zu finden. 
 

Antrag 1 (vgl. auch Antrag zu Art. 29 Abs. 1 LSV) 
Aus unserer Sicht muss die Anforderung von Art. 24 Abs. 3 lit. a USG auf Verordnungsstufe 
zwingend detaillierter ausgeführt werden. Derartig unbestimmte Rechtsbegriffe bieten An-
griffsfläche sowohl für Nichtgenehmigungen als auch für Rekurse von Dritten. Mit dem Art. 
24 Abs. 3 USG erfolgt ein entscheidender Wechsel gegenüber dem heutigen System und 
es ist deshalb wichtig, dass mit der LSV Klarheit für den Vollzug geschaffen wird. Es sind 
zudem entsprechende Vollzugshilfen zu schaffen. Ansonsten muss das Bundesgericht zu-
erst eine Praxis dazu entwickeln, was Jahre der Rechtsunsicherheit mit sich bringt. 

 
 
3. Art. 29 Abs. 1 E-LSV: Lärmschutzmassnahmen 
 
Nach Wegfall auf Gesetzesstufe (Art. 24 Abs. 1 und 2 USG in der alten Fassung) ist neu auf 
Verordnungsstufe geregelt, dass bei der Ausscheidung von Bauzonen oder der Änderung 
von Nutzungsplänen in lärmbelasteten Gebieten «zur Einhaltung der massgebenden Belas-
tungsgrenzwerte (…) planerische, gestalterische oder bauliche Massnahmen getroffen wer-
den» können.  
 
Diese Verordnungsbestimmung bewirkt, dass solche Massnahmen zwingend geprüft und im 
Rahmen des Planerlassverfahrens verpflichtend festgesetzt werden müssen, bevor die Aus-
nahmeregelung gemäss Art. 24 Abs. 3 USG zum Tragen kommen kann (vgl. Erläuterungen 
Ziffer 4.2, Seite 8). Die Formulierung in Art. 29 Abs. 1 E-LSV, wonach derartige Massnah-
men getroffen werden «können», darf also nicht darüber hinwegtäuschen, dass sie zwin-
gend evaluiert und – soweit zielführend und verhältnismässig – getroffen werden müssen 
(das «können» ist eine Ermächtigung, nicht ein «Belieben»). 
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Auch wenn solche Massnahmen für die Einhaltung der massgebenden Belastungsgrenz-
werte nicht vollständig ausreichen, müssen sie soweit möglich und stufengerecht / verhält-
nismässig getroffen werden, bevor die Ausnahmeregelung von Art. 24 Abs. 3 USG mobili-
siert werden kann. 
 
Art. 24 Abs. 3 USG sieht in jedem Einzelfall eine Interessenabwägung vor. Diese ist in der 
LSV zu konkretisieren, damit die Möglichkeit zur Genehmigung der vorgesehenen Aus-
nahme nicht toter Buchstabe bleibt. Wenn keine klaren Kriterien festgelegt werden, ist in je-
dem Einzelfall von Neuem diskutierbar, ob nun nicht doch die Interessen am Lärmschutz 
überwiegen, vgl. dazu die strenge Praxis des Bundesgerichts, welche in Zukunft die 
Grundsätze des Lärmschutzrechts wie Vorsorgeprinzip und Verursacherprinzip (USG) nicht 
leichtfertig dem Grundsatz Siedlungsentwicklung nach innen (RPG) unterordnen wird. 
 

Antrag 2  
Auf Verordnungsstufe ist zu klären, dass die Anforderung Art. 24 Abs. 3 lit. a USG erfüllt ist, 
wenn in einem Richtplan die Entwicklungsziele festgelegt sind. Der Bericht nach Art. 47 
RPV und die kantonale Genehmigung (Art. 26 Abs. 1 RPG, § 5 Abs. 1 PBG) sind ausrei-
chend. 
Sofern kein solcher Richtplan vorliegt, sind die Kriterien festzulegen, aufgrund deren das In-
teresse an der Siedlungsentwicklung im Nutzungsplanungsverfahren nachzuweisen ist (z.B. 
gute Erschliessung mit öffentlichem Verkehr, Zentrumsfunktion). Wichtig ist, dass kein 
neues beziehungsweise zusätzliches Verfahren eingeführt wird.  

 
 
4. Art. 29 Abs. 2 E-LSV: Zugänglicher Freiraum mit Erholungsfunktion 
 
Diese Voraussetzung ist kumulativ zwingend und so im Gesetz vorgesehen. Sie kann auf 
Verordnungsstufe also nicht rückgängig gemacht werden, obwohl der Zusammenhang mit 
der Ruhebedürftigkeit von Menschen in ihren Wohnungen nicht ersichtlich ist. 
 
Die vorgeschlagene Verordnungsbestimmung ist eine «Verschlimmbesserung»: Sie bringt 
gegenüber dem Gesetzestext nicht wirklich Neues. Und gemäss Erläuterungen werden Kri-
terien wie «gute Durchgrünung» und «naturnahe Gestaltung» oder auch «Vernetzung der 
Freiräume mit Wohnsiedlungen» aufgeführt, die nicht direkt mit dem Lärmschutz zu tun ha-
ben und damit unnötigerweise Angriffsflächen für allenfalls andere gute Lösungen schaffen. 
Die LSV ist unserer Ansicht nach nicht der Ort, an welchem die Ausstattung von Erholungs-
flächen geregelt werden müsste. 
 
Für die Planung von Freiräumen hat der SIA Schweizerischer Ingenieur- und Architekten-
verein das Merkblatt SIA 2066 «Freiräume nachhaltig planen, bauen und pflegen» heraus-
gegeben. 
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Es wird eine Publikation des BAFU zur Anwendung dieser Bestimmung in Aussicht gestellt. 
Es ist zu befürchten, dass diese zur Verkomplizierung beiträgt, insbesondere wenn Art. 29 
Abs. 2 E-LSV und die Erläuterungen dazu nicht präziser und zielführender formuliert wer-
den. 
 

Antrag 3  
Auf Verordnungsstufe ist zu regeln, dass die Anforderung Art. 24 Abs. 3 lit. b USG erfüllt ist, 
wenn in einem Richtplan oder vergleichbarem kommunalen Instrument die genügende Frei-
raumversorgung festgelegt ist (im Kanton Zürich beispielsweise die Werte gemäss § 29 ff. 
kantonale Natur- und Heimatschutzverordnung zu den kommunalen Erholungsflächen). 

 
 
5. Art. 29 Abs. 3 E-LSV: Verbesserung Wohnqualität in akustischer Hinsicht 
 
Der Art. 24 Abs. 3 USG und dieser Art. 29 Abs. 3 E-LSV sind von den «planerischen, ge-
stalterischen oder baulichen Massnahmen» gemäss Art. 29 Abs. 1 E-LSV zu unterscheiden. 
Sie betreffen nicht Massnahmen im Perimeter der nutzungsplanerischen Massnahmen ge-
mäss Art. 24 Abs. 1 und 2 USG, sondern Massnahmen in deren Umgebung. Es ist unklar, in 
welchem Verhältnis diese Bestimmungen zu den Sanierungspflichten stehen, wie sie mit 
der USG- und der LSV-Revision ausdrücklich nicht geändert wurden. Zudem dürfte die Ein-
flussnahme auf Gebäude und deren Umfeld, die ausserhalb des Planungsperimeters liegen, 
schwierig umzusetzen sein.  
 
Auch hier ist die Aussicht auf eine Publikation des BAFU nicht hilfreich: 

Was soll geklärt werden, wenn Gesetz und Verordnung unklar sind? 

Wie soll z.B. mit einem Gestaltungsplan die Begrünung einer Fassade an einem Bestandes-
bau ausserhalb des Perimeters durchgesetzt werden? 

Wie soll man Tempo 30 einführen, wenn die zuständige kantonale Stelle und die derzeitigen 
Bestrebungen auf Bundesebene gegenläufig sind? 

Mit welchem Grund – und durch wen finanziert – kann man eine Strasse mit einem Flüster-
belag versehen, wenn keine Sanierungspflicht besteht? 
 
Die Nichteinhaltung der Sanierungsfristen (insbesondere bei National- und Staatsstrassen) 
ist das Hauptproblem des Lärmschutzes. Diese Nichteinhaltung widerspricht materiell 
(1. Priorität: Emissionsbegrenzung an der Quelle) und formell (bereits massiv verlängerte 
Fristen) der Umweltschutzgesetzgebung. Es ist angesichts der gewollten Erleichterung bei 
Nutzungsplanänderungen zur Vermehrung von Wohnraum jedoch problematisch, bei Vorlie-
gen von lärmtechnischem Handlungsbedarf die überfälligen Sanierungen einzufordern. Die 
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entsprechenden Sanierungs-Anordnungen können zwar koordiniert zum betreffenden Nut-
zungsplan aufgezeigt werden, der eigentliche Erlass muss jedoch eigenständig erfolgen. 
 

Antrag 4  
Auf Verordnungsstufe ist festzuhalten, dass die Anforderung Art. 24 Abs. 3 lit. c USG erfüllt 
ist, wenn in einem Richtplan (Verkehrsplan) die Gestaltung der Strassen (Klassierung, Tem-
poregime usw.) festgelegt sind. Darin, oder in einer Vollzugshilfe, ist die Sanierung von An-
lagen im Sinne von Art. 16 ff. USG darzulegen. Es ist zu klären, dass unter «festgelegt» die 
richtplanerische Festsetzung und nicht die Festsetzung eines Nutzungsplanes oder Sanie-
rungsprojekts gemeint ist. 
Sofern kein solcher Richtplan vorliegt, ist bei sanierungspflichtigen Anlagen die Umsetzung 
aufzuzeigen. 

 
 
6. Fazit 
 
Die Revision der Lärmschutz-Verordnung (LSV) soll die Umsetzung der gewollt gelockerten 
Regelungen zum Lärmschutz unterstützen. Die im USG gewählten unbestimmten Rechts-
begriffe sind möglichst fassbar zu machen. Es ist unbedingt zu vermeiden, dass nach dem 
langwierigen Gesetzgebungsprozess das Grundproblem der Rechtsunsicherheit bestehen 
bleibt oder sogar noch verschärft wird. Wir bitten Sie um Umsetzung unserer Anträge. 
 
 
Für Ihre wohlwollende Berücksichtigung unserer Anliegen bedanken wir uns. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 

Für die KZPV Konferenz der Zürcher Planungsverbände 
 
 
 
Florian Hartmann Hans Rudolf Spiess 
Präsident SIA Sektion Zürich Geschäftsführer SIA Sektion Zürich 
 
 
Für Rückfragen: 

Herr Hans Rudolf Spiess 
KZPV Konferenz der Zürcher Planungsverbände 
c/o SIA Sektion Zürich 
Kirchenweg 5, Postfach 
8034 Zürich 
t 044 383 96 00 
durrer@zh.sia.ch 


